
samten Verfahrens ab. Das E. (§§87ff. StPO) wird 
vor allem im Ergebnis der Prüfung von Anzeigen { /  
Strafanzeige) oder Mitteilungen, bei Tod unter ver­
dächtigen Umständen oder auf Grund eigener Fest­
stellungen der Untersuchungsorgane mit der aus­
drücklichen Entscheidung über die Einleitung eines 
E. in Gang gesetzt. Die Untersuchungsorgane füh­
ren die Ermittlungen unter Aufsicht des das E. lei­
tenden Staatsanwalts selbständig auf der Grundlage 
der Gesetze und bei Anwendung neuester wissen­
schaftlicher Erkenntnisse Kriminalistik) durch. 
E. sind in der Regel innerhalb von 3 Monaten abzu­
schließen. Das E. endet entweder mit der Einstel­
lung des Verfahrens oder aber mit deV Übergabe der 
Sache an ein gesellschaftliches Gericht ( /  Überga­
beentscheidung), mit der Beantragung eines /  ge­
richtlichen Strafbefehls oder Erhebung der /  An­
klage durch den Staatsanwalt. Die Ermittlungen 
können auch vorläufig eingestellt werden. /  Arrest­
befehl /  Beschlagnahme /  Durchsuchung /  Fest­
nahme /  Haftbefehl /  Verhaftung

Ersatzlieferung - /  Garantieanspruch auf Übergabe 
einer neuen Ware gegen Rückgabe der mangelhaf­
ten (§ 151 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB). E. kann trotz Vorlie- 
gens der allgemein für Garantieansprüche geltenden 
Voraussetzungen dann nicht verlangt werden, wenn 
- unabhängig von dem Mangel - eine wesentliche 
Verschlechterung der Ware eingetreten ist (§ 151 
Abs. 3 ZGB). Das wäre z. B. der Fall, wenn Schuhe 
bereits stark abgetragen sind. Da in solchen Fällen 
auch eine /  Preisrückzahlung ausgeschlossen ist, 
bleibt dem Käufer noch die /  Nachbesserung oder 
die /  Preisminderung. Ein normaler, durch zweck­
entsprechenden Gebrauch der Ware eingetretener 
Verschleiß führt nicht zum Verlust des Anspruchs 
auf E. und berechtigt den Verkäufer auch nicht, für 
die dadurch bedingte Wertminderung vom Käufer 
die Zahlung eines Ausgleichs zu verlangen. Wird ei­
ne E. vorgenommen, beginnt eine neue /  Garantie­
zeit (§ 154 Abs. 2 ZGB).

Ersatzvornahme - 1. Ausführung einer Handlung 
durch Beauftragte des zuständigen Staatsorgans an 
Stelle und auf Kosten desjenigen, der zu dieser 
Handlung rechtlich verpflichtet ist, sie aber trotz­
dem nicht ausführt. Die E. als Mittel zur Durchset­
zung von Entscheidungen der Staatsorgane wird vor­
genommen, soweit sie in Rechtsvorschriften vor­
gesehen ist. So ist nach §30 Abs. 3 WLVO die 
kostenpflichtige /  Räumung von Wohnraum auf 
dem Verwaltungswege zulässig, wenn ein Bürger oh­
ne Zuweisung Wohnraum bezogen hat und diesen 
trotz entsprechender /  Auflage nicht räumt. Wer­
den andere Auflagen staatlicher Organe nicht er­
füllt, kann dies ebenfalls zur E. führen. Die E. muß 
vorher schriftlich angedroht worden sein, gegen sie 
kann /  Beschwerde beim zuständigen Staatsorgan 
eingelegt werden.
2. Ausführung einer Handlung, die ein /  Schuldner 
entgegen der ihm durch /  Vollstreckungstitel aufer- 
legten Verpflichtung nicht vornimmt, durch den vom 
Gericht dazu ermächtigten /  Gläubiger (§ 130
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ZPO). Die Ermächtigung setzt voraus, daß der 
Gläubiger zur E. bereit ist. Die Kosten der E. hat der 
Schuldner zu tragen; er kann auf Antrag des Gläubi­
gers zur Zahlung eines ausreichenden Kostenvor­
schusses verpflichtet werden. Der zur E. ermächtigte 
Gläubiger kann mit der Ausführung einen Dritten 
(z.B. Betrieb oder Handwerker) beauftragen. /  
Zwangsgeld

Erschwerniszuschlag - Werktätigen für die Dauer 
der Tätigkeit unter besonderen Arbeitserschwernis­
sen zusätzlich zum Tariflohn ( /  Arbeitslohn) ge­
zahlter Geldbetrag. Solche Arbeitserschwernisse be­
stehen in erhöhten Anforderungen an das körperli­
che oder geistige Leistungsvermögen bei Ausfüh­
rung der übernommenen Arbeitsaufgabe, z. B. Ein­
wirkung von Staub, Hitze, Kälte, Lärm, Umgang mit 
Giften, die im Tariflohn keine Berücksichtigung ge­
funden haben. Arbeiten, für die E. zu zahlen sind, 
sowie die Höhe der E. sind in den /  Rahmenkollek­
tivverträgen (RKV), im Katalog der E., zu vereinba­
ren (§111 Abs. 1 AGB). Treffen mehrere E. zu­
sammen, ist nur der höchste Zuschlag zu zahlen. 
Legt der RKV für die E. Von-Bis-Spannen fest, ist 
die genaue Höhe des E. entsprechend den betriebli­
chen Bedingungen zwischen dem Betriebsleiter und 
der В GL zu vereinbaren. E., die im Betrieb gezahlt 
werden, und deren Höhe werden in einer Liste er­
faßt, die Anlage des BKV ist. E., die nicht im RKV 
vorgesehen sind, dürfen zwischen dem Betriebsleiter 
und der В GL nur dann vereinbart werden, wenn das 
übergeordnete Staatsorgan bzw. wirtschaftsleitende 
Organ und das zuständige Gewerkschaftsorgan zu­
gestimmt haben (§ 112 Abs. 3 AGB). Neben dem E. 
gibt es /  Lohnzuschläge, die auf Grund erhöhter 
Anforderungen an den Werktätigen wegen der Lage 
oder der Ausdehnung der Arbeitszeit gezahlt wer­
den: /  Feiertagsarbeit, ?  Nachtarbeit, /  Sonn­
tagsarbeit, /  Überstundenarbeit.

Ersitzung - Erlangung des Eigentumsrechts an einer 
beweglichen Sache durch denjenigen, der sie 10 Jah­
re in der Annahme besessen hat, ihr Eigentümer zu 
sein (§ 32 Abs. 2 ZGB). E. ist eine sehr seltene Art 
des Eigentumserwerbs. Sie trägt dem Erfordernis 
Rechnung, rechtlich unklare Situationen nicht über 
einen bestimmten Zeitraum hinaus bestehen zu las­
sen, sondern kraft Gesetzes eine klare Rechtslage zu 
schaffen. Eine E. tritt z. B. ein, wenn ein Erbe mit 
dem Nachlaß Gegenstände übernimmt, von denen er 
nicht weiß, daß sie nicht dem Erblasser gehört ha­
ben. Nach Ablauf von 10 Jahren kann im allgemei­
nen auch davon ausgegangen werden, daß sich der 
ursprüngliche Eigentümer nicht mehr feststellen läßt 
oder sein Interesse an der Wiedererlangung seines 
Eigentums erloschen ist. Die E. /  sozialistischen 
Eigentums ist nicht möglich.

Erweiterte Haushaltversicherung - /  freiwillige 
Versicherung für die Sachen des Haushalts mit ei-
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